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Es lohnt sich, die Initiative «gegen die Abzockerei» 
und den ergänzten Entwurf zur Revision des  
Aktien- und Rechnungslegungsrechts («indirekter 
Gegenvorschlag») aufmerksam zu lesen, bevor  
man seine Stimme abgibt. An dieser Stelle sind zwei 
 Argumente zu bedenken. Erstens: Man sollte der 
 Initiative nur dann zustimmen, wenn man glaubt, 
dass die Schäden, welche die Initiative verursacht, 
weniger schlimm sind als die Schäden, die durch 
Bonus zahlungen entstehen. Liest man, was mit der 
Initiative auf 2000 Pensionskassen und die kotierten 
250 Unternehmungen zukommt, wird einem  
Angst und Bange. Ich kann es kaum glauben, dass 
der Stimmbürger diese Institutionen, die unsere 
Arbeitsplätze, den Wohlstand, die AHV- und 
 BVG-Renten schaffen, tatsächlich so behindern 
möchte, wie das in der Initiative vorgesehen ist. 
 Vergessen wir nicht: Die Topmanager werden ihre 
Boni immer bekommen; wenn nicht in der Schweiz, 
dann im Ausland. Und es kann doch nicht sein, dass 

wir wegen des Ärgernisses 
unanständiger Lohn- und 
Bonuszahlungen und wegen 
des moralischen Schadens, 
den ein paar wenige 
 an gerichtet haben,  
jetzt freiwillig unsere 
 international konkurrenz-
fähigen Unternehmungen 
beschädigen und unsere 
 Pensionskassen behindern.

Zweitens: Fast alle angefeindeten Topmanager sind 
in drei Branchen tätig: bei Banken, in der Pharma 
und bei Versicherungen. Und welche Branchen 
 werden in der Schweiz am stärksten reguliert? 
 Genau: Banken, Pharma und Versicherungen.  
In diesen Industrien werden vor allem darum so  
hohe Löhne bezahlt, weil der Wettbewerb staatlich 
 behindert wird, weil hohe Preise gefördert werden 
und weil Bund und Kantone Steuergelder für 
 Gratisgarantien einsetzen. Ich hoffe, dass der 
 Stimmbürger nicht durch Annahme der Initiative  
der ausufernden Bürokratie, weiteren Regulationen, 
neuen Wettbewerbsbehinderungen und in letzter 
 Konsequenz Steuergeldern für weitere Industrien  
das Terrain ebnet. Alle Industrien, auch Banken, 
Pharma und Versicherungen, sollten endlich den 
Härten des Wettbewerbs ausgesetzt werden, damit 
faire Preise zustande kommen und Löhne und Boni 
bezahlt werden, welche die echte Wertschöpfung  
für die Konsumenten widerspiegeln. Die Minder- 
Initiative wird das Problem nicht lösen, im Gegenteil. 
Es würde alles nur noch viel schlimmer.
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Überregulierung 
ist schuld  
an Boni-Exzessen

«Topmanager 
werden ihre 
Boni immer 
 bekommen; 
wenn nicht 

hier, dann im 
Ausland»
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Endlich: Im Lebenslauf 
ihres Verwaltungsrats-
präsidenten Franz Humer 
hat Roche ein bis dato nicht 
aufgeführtes Verwaltungs-
ratsmandat berücksichtigt:  
Seit 2009 sitzt Humer auch 
im Aufsichtsgremium der 
Jacobs Holding, doch erst 

seit kurzem ist dieses Mandat – comme il faut – in 
seinem Curriculum erwähnt. Es bedurfte dazu eines 
kleinen Anstosses von aussen. 

Roche zum Zweiten: Für einen Finanzchef hat sich 
Alan Hippe an der Bilanzmedienkonferenz recht 
weit vorgewagt, als er fürs laufende Geschäftsjahr 
eine höhere Dividende in Aussicht stellte. Kommt es 
2014 wirklich so weit, wäre es die 27. Dividenden-
erhöhung in Folge. Der Pharmakonzern hat 2012 
sein Wachstum profitabel ankurbeln können, die 
Gewinnausweitung von 2011 war hingegen primär 
auf Einsparungen zurückzuführen.

BASEL Lidl und Aldi verkaufen 
einzelne Bioprodukte mit dem 
Logo der Knospe von Bio Suisse 
– obwohl es ihnen von der Bio-
vereinigung untersagt ist, deren 
Marke zu benützen. Ein Blick ins 
Lidl-Sortiment zeigt: Sechs Bio-
Eier mit dem Knospe-Gütesiegel 
sind derzeit für 3.99 Franken er-
hältlich – vergleichbare Eier in 
Bioqualität kosten bei Coop 4.95 
Franken, bei der Migros 4.75 
Franken. Auch ein regionales  
Joghurt der Molkerei Forster,  
diverse Produkte der Marke Zwi-
cky sowie eine Eisteesorte sind 
mit dem Bio-Suisse-Label ge-
kennzeichnet. 

Lidl-Sprecherin Cheryl Zwi-
cker erklärt: «Bei Markenproduk-
ten übernimmt der jeweilige  
Hersteller, etwa Zwicky oder die 
Molkerei Forster, die Zertifizie-

rung bei Bio Suisse. Damit obliegt 
die Nutzung des Knospen-Logos 
dem jeweiligen Markenherstel-
ler.» Ergo dürfe Lidl die Produk-
te verkaufen. Auch bei Aldi sind 
trotz offizieller Nichtbelieferung 
Knospe-Artikel erhältlich, wie 
Sprecher Alain Bollschweiler be-
stätigt. Es gebe Bio-Eier, Bio- 
Essig und Bio-Alpenkräutertee im 
Sortiment. «Die Produkte mit der 
Knospe werden nicht umgepackt. 
Dies wäre schon aus hygienischen 
Gründen nicht zweckmässig», er-
klärt Bollschweiler.

Discounter dürfen mit Bio 
Suisse keine Werbung machen

Bei Bio Suisse weiss man von den 
Produkten bei Aldi und Lidl. 
Sprecherin Sabine Lubow sagt: 
«Discountern ist es nicht verbo-
ten, bestehende Markenartikel im 

Sortiment zu führen, bei denen es 
sich um zugekaufte Knospe-Pro-
dukte in der Originalpackung mit 
Markennamen des Herstellers für 
den Weiterverkauf handelt.» Soll-
ten die Discounter aber beabsich-
tigen, «diese Produkte weiterge-
hend zu bewerben und dabei das 
Markenzeichen von Bio Suisse zu 
verwenden, bedarf dies einer vor-
gängigen Vereinbarung mit Bio 
Suisse mit Entrichtung entspre-
chender Gebühren».

Über 90 Prozent der Biobauern 
sind Bio Suisse angeschlossen. 
Mit ihrer restriktiven Verkaufs-
politik wollten die Bauern verhin-
dern, dass Discounter auf ihrem 
Buckel einen Preiskampf lancie-
ren. Die Verkaufspreise bei den 
Eiern beweisen, dass auch bei Bio-
produkten noch Spielraum nach 
unten besteht. NICOLE KIRCHER

Bio-Suisse-Eier beim Discounter
Überraschung im Streit zwischen Aldi und Lidl mit Bio Suisse: Die Discounter 

verkaufen bereits Knospe-Produkte – und auch noch viel billiger

GLATTBRUGG Die Migros-Reise-
tochter Hotelplan greift beim ver-
lustreichen Italiengeschäft zum 
Rotstift. Der Umbau von Hotel-
plan Italia, für den eine neue Füh-
rung eingesetzt wurde, könne bis 
zu zwei Drittel der Belegschaft be-
treffen, bestätigt Sprecherin Prisca 
Huguenin-dit-Lenoir. Der Bereich 
hat dem Konzern, trotz erfolgrei-
chem Schweiz-Geschäft, letztes 
Jahr erneut rote Zahlen beschert. 
Die Umsätze in Italien waren nach 
der Finanzkrise eingebrochen. 
Doch Hotelplan reagierte zöger-
lich und begründete dies mit den 
einflussreichen Gewerkschaften. 
Auch Kuoni hatte sich in Italien 
Verluste eingehandelt. Der Kon-
kurrent hat mittlerweile entschie-
den, sich aus dem Land zurückzu-
ziehen. Für Hotelplan ist dies kein 
Thema.  CORNELIA KRAUSE

Hotelplan: 
Entlassungen 

in Italien

Geld für Energiewende fehlt
Stromversorger stehen vor grossen Investitionen, doch ihre Gewinne schmelzen   

VON JÜRG MEIER

BERN 30 Milliarden Franken – so 
viel muss laut Energieministerin 
Doris Leuthard investiert werden, 
damit Atomausstieg und Energie-
wende bis 2050 zu schaffen sind. 
Dazu kommen noch Dutzende 
Milliarden für die Erneuerung der 
bestehenden Strom-Infrastruktur. 
Nun beginnen sich viele der  
850 Schweizer Stromversorger zu 
fragen, wie sie das schaffen sollen, 
denn ihnen brechen gerade die 
Gewinne weg. «Die Marge  
bei den Versorgern ist massiv  
zurückgegangen, der Kosten-
druck ist enorm», bestätigt Ruedi 
Zur bruegg, Geschäftsleiter des 
Verbandes Aargauischer Strom-
versorger (VAS).

Ein Grund: Weil die Preise im 
Stromgrosshandel fallen, mach-
ten viele Grosskunden vom Recht 
Gebrauch, zum Jahresende zu bil-
ligeren Anbietern zu wechseln 
(die SonntagsZeitung berichtete). 
Oder sie zwangen ihre bestehen-
den Lieferanten, tiefere Preise zu 
verrechnen. Das drückt auf die 
Gewinne. Aussicht auf Besserung 
besteht vorerst nicht. «Seit der 
letzten Ausschreibungsrunde im 
Oktober sind die Grosshandels-
preise noch einmal massiv gefal-
len», sagt ein Händler. Grosskun-
den können bereits Billigstrom 
fürs Jahr 2016 kaufen.  

Gewinne im internationalen 
Handel sind eingebrochen

Die Verwerfungen im Markt sind 
tief greifend. Das zeigt sich an der 
Situation der 108 Mitglieder von 
Ruedi Zurbrueggs Verband. Sie 
profitierten lange davon, dass die 
Preise im Versorgungsgebiet des 
Nordostschweizer Stromriesen 
Axpo tief waren. Doch selbst hier 
hat der Wind gekehrt. Erstmals 
kaufen einzelne Elektrizitätswer-
ke darum nicht mehr beim tradi-
tionellen Axpo-Zwischenhändler 
AEW Energie ihren Strom ein, 
sondern sie besorgen ihn laut 
Zurbruegg auf dem freien Markt. 
Sie beenden damit ein Verhältnis 
zu einem Lieferanten, das 100 
Jahre Bestand hatte.

Auch bei Versorgern in anderen 
Gegenden steigt der Druck, etwa 
bei den 80 Mitgliedern des Berni-

schen Elektrizitätsverbandes, wie 
Verbandspräsident Anton Pieren 
bestätigt, oder beim Versorger 
EBM, der im Raum Basel indus-
trielle Grosskunden mit Strom 
beliefert. Die Marge im Strom-
verkauf sei inzwischen «beschei-
den», erklärt Direktor Conrad 
Ammann.

Bei EBM kommt noch ein zwei-
ter negativer Einfluss hinzu. Wie 
andere Schweizer Versorger hält 
er eine Beteiligung am Vorlie-
feranten. Im Falle von EBM ist es 
die Alpiq, bei anderen etwa die 

Axpo. Lange konnte EBM von 
den Dividenden aus dieser Be-
teiligung profitieren, «doch nun 
 bleiben sie aus», sagt Ammann. 
Die Stromriesen, die einen Gross-
teil des Schweizer Stroms produ-
zieren, haben selber zu kämpfen. 
Ihre Gewinne im internationalen 
Handel sind eingebrochen, die 
Produktion in der Schweiz ist teu-
er. «Heute kann man auf dem 
Markt für die Jahre 2014 bis 2016 
Strom einkaufen, dessen Preis 
10  bis 15  Prozent unter den 
 Produktionskosten in der Schweiz 

liegt», erklärt Ruedi Zurbruegg 
vom VAS.

Die Folge: Bei den Stromfirmen 
wird das Geld knapp.  «In der Ver-
gangenheit hatten die Stromver-
sorger die Möglichkeit, aus ihrer 
Marge einiges an die Umsetzung 
der Energiewende beizusteuern», 
erklärt Conrad Ammann. EBM 
etwa engagierte sich in der Förde-
rung von Solaranlagen, um den 
Weg zur Energiewende zu unter-
stützen. Doch nun musste sie die-
se anpassen und etwa Beiträge an 
kleine Solaranlagen beschränken. 
«Die Versorgungsunternehmen 
können die Energiewende nicht 
aus der eigenen Kasse finanzie-
ren», betont Ammann.

Auch Ruedi Zurbruegg warnt: 
«Das Geld für den Umbau des 
Energiesystems müssen die 
Stromversorger erst verdienen.» 
Sie hätten zwar Reserven, «aber 
die Tresore sind nicht voll». Ge-
mäss Anton Pieren wird das The-
ma der Finanzierbarkeit der Ener-
giewende viel zu wenig beachtet. 

Stromversorger müssen 
künftig noch härter kämpfen

Die Zukunft sieht für die Strom-
versorger düster aus. Immer mehr 
Grosskunden merken, dass sie 
mit einem Wechsel des Stromlie-
feranten Geld sparen können. Ein 
Marktkenner schätzt, dass es sich 
für rund 90 Prozent der Grossver-
braucher lohnt, ihrem traditionel-
len Lieferanten den Rücken zu 
kehren und in den freien Markt 
zu wechseln. Die nächste Gele-
genheit dazu erhalten sie gemäss 
dem geltenden Stromversor-
gungsgesetz Ende 2013.

Und in einigen Jahren geht das 
gleiche Spiel wohl auch bei den 
restlichen Verbrauchern los. 
 Gemäss Plänen des Bundes soll 
der Markt in wenigen Jahren für 
alle Stromkunden geöffnet wer-
den. Die Folge: «Die Marge bei 
den Kleinkunden wird stärker 
unter Druck kommen», sagt Felix 
Strässle, Direktor des Versorgers 
Regio Energie Solothurn. Zudem 
würde die vollständige Marktöff-
nung die Abwicklung des Strom-
verkaufs komplexer machen. Da-
mit müssen die Werke noch här-
ter um ihre Kunden und ihre Mar-
gen kämpfen.
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